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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 U 382/01
Datum 03.03.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 110/04
Datum 18.01.2006

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Regensburg vom 03.03.2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die Beklagte der KlÃ¤gerin Ã¼ber den 31.01.2001 hinaus
Verletztengeld zu gewÃ¤hren hat.

Die 1968 geborene KlÃ¤gerin stÃ¼rzte am 29.01.1999 bei ihrer TÃ¤tigkeit als
KÃ¶chin. Der Durchgangsarzt, der Chirurg Prof. Dr. W. , diagnostizierte am gleichen
Tag eine dislozierte mediale Schenkelhalsfraktur rechts. Noch am Unfalltag wurde
eine operative Reposition und Osteosynthese durchgefÃ¼hrt. Nach stationÃ¤rer
Behandlung bis zum 15.02.1999 im Krankenhaus St. J. in R. wurde die KlÃ¤gerin im
orthopÃ¤dischen Rehabilitationszentrum R. bis zum 01.04.1999 weiter stationÃ¤r
behandelt. Zum Entlassungszeitpunkt gab die KlÃ¤gerin an, bis auf leichte
muskulÃ¤re Probleme keinerlei Beschwerden am operierten HÃ¼ftgelenk zu haben.
Die Ã�rzte erwarteten, sie kÃ¶nne ihre berufliche TÃ¤tigkeit in acht bis zehn
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Wochen, also im Mai 1999, wieder aufnehmen. Wegen der Notwendigkeit, noch
UnterarmgehstÃ¼tzen zu benutzen, wurde eine Haushaltshilfe fÃ¼r vier Stunden
tÃ¤glich bis zum Erreichen der Vollbelastung ohne Gehhilfen befÃ¼rwortet. Der
Chirurg Dr. D. vermutete im September 1999 eine HÃ¼ftkopfnekrose; diese
Vermutung wurde durch eine Skelettszintigraphie vom 08.09.1999 bestÃ¤tigt.

Der Arbeitgeber kÃ¼ndigte der KlÃ¤gerin zum 29.02.2000.

Der Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. K. berichtete am 20.09.2000, im
Hinblick auf das pseudoradikulÃ¤re Syndrom der rechten unteren ExtremitÃ¤t
unklarer Ã�tiologie sei differential-diagnostisch an eine psychosomatische Reaktion
bei depressiver Entwicklung zu denken.

Mit Schreiben vom 02.11.2000 beauftragte die Beklagte die AOK Bayern,
Verletztengeld Ã¼ber den 12.09.2000 hinaus bis auf Widerruf zu zahlen.

Prof. Dr. N. erklÃ¤rte im Schreiben vom 17.11.2000, die Beweglichkeit der HÃ¼fte
sei noch gut, Durchblutung, Motorik und SensibilitÃ¤t seien intakt. Die
RÃ¶ntgenbilder zeigten eine zusammengesinterte Kopfnekrose und sekundÃ¤r
beginnende coxarthrotische VerÃ¤nderungen. Empfohlen werde eine TEP-
Implantation.

Der Chirurg Dr. S. Ã¤uÃ�erte im Bericht vom 21.11.2000, bei der KlÃ¤gerin sei
zwischenzeitlich ein Endzustand eingetreten. Der zuletzt ausgeÃ¼bte Beruf sei
wettbewerbsfÃ¤hig nicht mehr mÃ¶glich. Die KlÃ¤gerin sei darauf hingewiesen
worden, dass eine Arthrodese bzw. ein HÃ¼ftgelenksersatz erforderlich sei.
Medizinisch kÃ¶nne die Heilbehandlung im Prinzip abgeschlossen werden. Die
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) sei mit 20 v.H. einzuschÃ¤tzen.

Dr. K. wies im Bericht vom 08.11.2000 darauf hin, es bestÃ¼nde eine weiter
zunehmende depressive Verstimmung. Die KlÃ¤gerin leide unter den
posttraumatischen Schmerzen.

Im Gutachten vom 14.03.2001 fÃ¼hrte der Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr.
K. zusammenfassend aus, es bestehe ein ursÃ¤chlicher Zusammenhang zwischen
dem Unfall und den jetzigen Beschwerden (lÃ¤ngerdauernde depressive Reaktion,
Reizung des Nervus saphenus rechts). Die Reizung des Nervus saphenus fÃ¼hre zu
keiner relevanten MdE. Die lÃ¤ngerdauernde depressive Reaktionen sei mit einer
MdE von 10 v.H. zu bewerten. Unter BerÃ¼cksichtigung der chirurgischen
Unfallfolgen sei einer MdE von insgesamt 30 v.H. anzusetzen.

Im Schreiben vom 06.03.2001 erklÃ¤rte Prof. Dr. W. , die KlÃ¤gerin lehne einen
HÃ¼ftgelenksersatz ab; sie komme momentan gut zurecht. Die Heilbehandlung sei
abgeschlossen. Die MdE betrage 20 bis 30 v.H.

Den Reha-Vorbereitungslehrgang, den sie am 02.05.2001 begonnen hatte, brach
die KlÃ¤gerin am 11.06.2001 ab. Sie kÃ¶nne nicht lÃ¤ngere Zeit sitzen.
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Die Beklagte wies im Schreiben vom 12.06.2001 darauf hin, mit Abbruch der
MaÃ�nahme ende der Anspruch auf Ã�bergangsgeld. Wenn die KlÃ¤gerin seit dem
11.06.2001 wieder arbeitsunfÃ¤hig sei, werde um Vorlage entsprechender
Ã¤rztlicher Bescheinigungen gebeten.

Mit Bescheid vom 11.07.2001 wurde der Verwaltungsakt vom 23.11.2000 Ã¼ber die
GewÃ¤hrung von MaÃ�nahmen der Berufshilfe widerrufen, da die MaÃ�nahme
abgebrochen worden sei. Da sich der gesundheitliche Zustand der KlÃ¤gerin weder
vor, noch wÃ¤hrend, noch nach der MaÃ�nahme gebessert habe, seien weitere
MaÃ�nahmen nicht erfolgversprechend.

Mit Schreiben vom 11.07.2001 wurde der Verwaltungsakt Ã¼ber die GewÃ¤hrung
des Ã�bergangsgeldes vom 02.05.2001 gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 1 SGB X
zurÃ¼ckgenommen. Das zum 01.05.2001 eingestellte Verletztengeld werde unter
Anrechnung des bereits ausgezahlten Ã�bergangsgeldes weiter gezahlt. Da mit
dem Wiedereintritt der ArbeitsfÃ¤higkeit fÃ¼r die vor dem Unfall ausgeÃ¼bte
TÃ¤tigkeit als KÃ¶chin nicht mehr zu rechnen sei und berufsfÃ¶rdernde Leistungen
nicht mehr zu erbringen seien, ende das Verletztengeld mit dem Ablauf der 78.
Woche, gerechnet vom Tag des Beginns der ArbeitsunfÃ¤higkeit (Â§ 46 Abs. 3 S. 2
des Siebten Sozialgesetbuchs â�� SGB VII). Obwohl dieser Tag bereits am
27.07.2000 verstrichen sei, sei die Weiterzahlung des Verletztengeldes gemÃ¤Ã� Â§
45 Abs. 2 SGB VII erfolgt, wonach Verletztengeld bis zum Beginn der
berufsfÃ¶rdernden Leistungen zur Rehabilitation zu erbringen sei. Es sei jedoch
keine berufliche Rehabilitation mehr vorgesehen, so dass dieser Zahlungsgrund
entfalle. Die Verletztengeldzahlung werde mit Ablauf des 31.07.2001 enden. Die
KlÃ¤gerin habe Gelegenheit, sich binnen zwei Wochen zum Sachverhalt zu
Ã¤uÃ�ern.

Mit Bescheid vom 26.07.2001 teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin mit, da mit dem
Wiedereintritt der ArbeitsfÃ¤higkeit nicht zu rechnen sei und berufsfÃ¶rdernde
Leistungen nicht zu erbringen seien, ende das Verletztengeld gemÃ¤Ã� Â§ 46 Abs. 3
S. 2 SGB VII mit Ablauf des 31.07.2001.

Den Widerspruch der KlÃ¤gerin vom 31.07.2001 wies die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 22.11.2001 zurÃ¼ck.

Der Chirurg Prof. Dr. B. fÃ¼hrte im von der Beklagten zur Feststellung von
Unfallfolgen und der MdE in Auftrag gegebenen Gutachten vom 15.10.2001
zusammenfassend aus, die KlÃ¤gerin habe sich eine mediale
Oberschenkelhalsfraktur mit posttraumatischem Absterben des HÃ¼ftkopfes
zugezogen. Die Fraktur sei knÃ¶chern stabil verheilt. Es sei jedoch zu einer
HÃ¼ftkopfnekrose gekommen. Die MdE betrage bis zum 30.09.2002 30 v.H., dann
solle eine Nachuntersuchung erfolgen. Mit Bescheid vom 15.01.2002 gewÃ¤hrte die
Beklagte der KlÃ¤gerin ab 01.08.2001 Rente auf unbestimmte Zeit in HÃ¶he von 30
v.H â�¦

Mit der Klage zum Sozialgericht Regensburg (SG) hat die KlÃ¤gerin die Zahlung von
Verletztengeld Ã¼ber den 31.07.2001 hinaus begehrt. Weder die medizinische noch
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die berufliche Rehabilitation seien abgeschlossen.

Nach Beiziehung von Ã¤rztlichen Unterlagen des OrthopÃ¤den Dr. H. und des Arztes
fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. K. hat das SG den Chirurgen Dr. K. zum
Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ernannt. Im Gutachten vom 18.05.2003 hat Dr. K.
zusammenfassend ausgefÃ¼hrt, die MdE sei ab dem Wegfall des Verletztengeldes,
31.07.2001, mit 30 v.H. einzuschÃ¤tzen. Zum 31.07.2001 sei ein Endzustand
erreicht gewesen. Ohne weitere operative MaÃ�nahmen werde es allerdings mittel-
bis langfristig zu einer Verschlimmerung kommen.

Im Befundbericht vom 13.08.2003 hat Dr. K. ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin sei seit
dem Unfall arbeitsunfÃ¤hig. Sie sei in ihrem erlernten Beruf als KÃ¶chin und auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt wegen der HÃ¼ftkopfnekrose und der depressiven
Restsymptomatik nur unter drei Stunden einsetzbar. Ein erneuter Versuch der
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt mache erst Sinn, wenn sich die KlÃ¤gerin
der unvermeidlichen HÃ¼ftgelenksoperation unterzogen habe. Der OrthopÃ¤de Dr.
R. hat im Befundbericht vom 14.08.2003 erklÃ¤rt, die Beschwerden hÃ¤tten im
Laufe der letzten zwei Jahre eher zugenommen.

Der vom SG zum Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ernannte Arzt fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Dr. G. hat im Gutachten vom 10.10.2003 ausgefÃ¼hrt, psychische
Begleitreaktionen wie sie bei der KlÃ¤gerin vorliegen, seien abhÃ¤ngig von den
charakterlichen PrimÃ¤rgegebenheiten und kÃ¶nnten nicht als objektive
Unfallfolgen angesehen werden.

Die KlÃ¤gerin Ã¼bergab ein Attest des Dr. K. vom 28.11.2003: sie leide weiterhin
unter den bekannten psychisch und physisch belastenden traumatischen
FolgezustÃ¤nden.

Das SG hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 03.03.2004 abgewiesen. Zum
31.07.2001 sei in den unfallbedingten gesundheitlichen VerhÃ¤ltnissen ein
Endzustand eingetreten. Dr. K. habe Ã¼berzeugend dargelegt, dass es der
KlÃ¤gerin zum damaligen Zeitpunkt durchaus mÃ¶glich gewesen wÃ¤re, wieder
leichtere Arbeiten auszuÃ¼ben. Die Beklagte habe die KlÃ¤gerin im Bescheid vom
26.07.2001 umfassend Ã¼ber die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von
Verletztengeld informiert. Wie die Beklagte zu Recht ausgefÃ¼hrt habe, sei der
Grund fÃ¼r die Weiterzahlung des Verletztengeldes Ã¼ber den 27.07.2000 hinaus
die zu diesem Zeitpunkt noch im Raum stehende BerufsfÃ¶rderung gewesen. Da
diese aber gescheitert sei und die KlÃ¤gerin, wie sich aus dem gesamten
Akteninhalt ergebe, an einer weiteren beruflichen FÃ¶rderung nicht interessiert sei,
sei der Wegfallzeitpunkt des Verletztengeldes auf den 31.07.2001 festzusetzen, da
zu diesem Zeitpunkt die Heilbehandlung abgeschlossen gewesen sei und es der
KlÃ¤gerin, so Dr. K. , mÃ¶glich gewesen wÃ¤re, eine zumutbare TÃ¤tigkeit
aufzunehmen. Im Ã�brigen habe die Beklagte die KlÃ¤gerin darauf hingewiesen,
dass die Zahlung von Verletztengeld dann wieder in Betracht komme, wenn sich die
KlÃ¤gerin zur DurchfÃ¼hrung berufsfÃ¶rdernder MaÃ�nahmen entschlieÃ�e oder
sich einer stationÃ¤ren Behandlung unterziehen mÃ¼sse.
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Mit der hiergegen gerichteten Berufung vertritt die KlÃ¤gerin die Auffassung, dass
ihr aufgrund der Unfallfolgen Verletztengeld Ã¼ber den 31.07.2001 hinaus zu
gewÃ¤hren sei.

Die KlÃ¤gerin stellt sinngemÃ¤Ã� den Antrag, den Gerichtsbescheid des SG
Regensburg vom 03.03.2004 aufzuheben und die Beklagte unter Aufhebung des
Bescheides vom 26.07.2001 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
22.11.2001 zu verurteilen, ihr Verletztengeld Ã¼ber den 31.07.2001 hinaus zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf den Inhalt der beigezogenen Akten der
Beklagten sowie der Klage- und Gerichtsakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, sachlich aber nicht
begrÃ¼ndet.

Zu Recht hat das Sozialgericht die Entscheidung der Beklagten, die
WeitergewÃ¤hrung des Verletztengeldes Ã¼ber den 31.07.2001 hinaus abzulehnen,
fÃ¼r rechtens erklÃ¤rt. Ein begrÃ¼ndeter Anspruch der KlÃ¤gerin auf die
GewÃ¤hrung dieser Leistung gemÃ¤Ã� Â§ 46 SGB VII besteht insbesondere im
Hinblick auf die vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen und Gutachten nicht. Dabei
kann dahinstehen, ob der Wegfall des Anspruch auf Verletztengeld auf Â§ 46 Abs. 3
S. 2 Nr. 1 oder Nr. 3 SGB VII zu stÃ¼tzen ist, denn in jedem Fall waren 78 Wochen
nach dem Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit verstrichen. Zudem erhielt die KlÃ¤gerin
ab 01.02.2001 bereits Rente, was voraussetzt, dass kein Verletztengeld mehr
gezahlt wird (Â§ 72 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII). Von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde wird abgesehen, da die Berufung aus den GrÃ¼nden der
angefochtenen Entscheidungen als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen wird (Â§ 153
Abs. 2 SGG).

Die Kostenentscheidung richtet sich nach Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2
SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 12.04.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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